
 

 

 

Bezug: N-CG, 04.12.2025 

Geschäftszeichen: 626 4.14.03.02/25-013 

Datum: Bonn, 03.03.2026 

Genehmigungsbescheid der Bundesnetzagentur gem. § 13b Abs. 5 EnWG 

zur Systemrelevanzausweisung der Gasturbine D290 (SEE971914041024) 

der LyondellBasell GmbH  

 

In dem Verwaltungsverfahren 

gegenüber der 

 

Amprion GmbH, Robert-Schuman-Straße 7, 44263 Dortmund, vertreten 

durch die Geschäftsführung 

- Antragstellerin - 

unter Beteiligung der LyondellBasell (LYB) Basell GmbH, Brühler Straße 60, 

50389 Wesseling, vertreten durch die Geschäftsführung 

- Beteiligte - 

 

wegen 

 

Bundesnetzagentur, 53105 Bonn 

Per Postzustellungsurkunde 

Amprion GmbH 

 

Robert-Schuman-Straße 7 

44263 Dortmund 

 

Vorab per Mail an:   
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des Antrags auf Genehmigung der Systemrelevanzausweisung der 

Gasturbine D290 (SEE971914041024) hat die Bundesnetzagentur für 

Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 

53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Präsidenten Klaus Müller, am 

03.03.2026 entschieden: 

1. Der Antrag der Antragstellerin auf Genehmigung der Ausweisung 

der von der Beteiligten betriebenen Gasturbine D290 als 

systemrelevant im Sinne des § 13b Abs. 2 Satz 2 und Abs. 5 Satz 4 

EnWG wird vom 01.09.2027 bis zum Ablauf des 31.03.2028 

genehmigt. 

2. Der Antragstellerin wird aufgegeben, einen möglichen Folgeantrag 

nach § 13b Abs. 5 Satz 2 EnWG auf Genehmigung der Systemrele-

vanzausweisung der Gasturbine D290 spätestens bis zum 28.02.2027 

bei der Bundesnetzagentur zu stellen, sofern dieser über den 

31.03.2028 hinaus systemrelevant ist. 

 
Gründe: 

I. 

Die Beteiligte ist ein Industrieunternehmen, das chemische Produkte her-

stellt. Sie betreibt seit 1996 auf ihrem Produktionsgelände eine Gasturbine 

(Bezeichnung D290) mit einer Netto-Nennleistung in Höhe von 51,9 MW. 

Der Hauptzweck der Gasturbine bestand stets darin, Prozesswärme für den 

Produktionsprozess zu erzeugen. Eine Einspeisung von Elektrizität in das 

Netz der öffentlichen Versorgung fand mit Ausnahme einiger Einsätze zur 

Regelenergiebereitstellung nicht statt. Mit Schreiben vom 03.09.2025 zeigte 

die Beteiligte die endgültige Stilllegung der Anlage zum 31.08.2027 an.  
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Nach Eingang der Stilllegungsanzeige prüfte die die Antragstellerin, ob die 

Gasturbine systemrelevant im Sinne des § 13b Abs. 2 Satz 2 EnWG ist. Mit 

Schreiben vom 04.12.2025, bei der Bundesnetzagentur eingegangen am 

05.12.2025, teilte sie der Bundesnetzagentur mit, die Gasturbine bis zum 

31.03.2028 als systemrelevant ausgewiesen zu haben und stellte den Antrag, 

die Systemrelevanzausweisung zu genehmigen. Zur Begründung stützt sich 

die Antragstellerin auf die Ergebnisse von zwei Sensitivitätsbetrachtungen 

zur Systemanalyse der Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) aus dem Jahr 2025 

bezüglich des Betrachtungszeitraums vom 01.04.2027 bis zum 31.03.2028.  

Die Bundesnetzagentur hat auf diesen Antrag hin das vorliegende Verwal-

tungsverfahren nach § 66 Abs. 1 EnWG eingeleitet. 

Der Beteiligten wurde mit Nachricht vom 11.12.2025 die Möglichkeit gege-

ben, zum Verfahren und zur beabsichtigten Entscheidung der Bundesnetza-

gentur, den Antrag zu genehmigen, Stellung zu nehmen.  

Mit Schreiben vom 15.01.2026 verwies die Beteiligte gegenüber der Bundes-

netzagentur zunächst vollumfänglich auf ihre Stellungnahme vom 

31.07.2025 im Genehmigungsverfahren zur Ausweisung der antragsgegen-

ständlichen Anlage als systemrelevantes Gaskraftwerk iSd. § 13f EnWG (Ak-

tenzeichen 4.14.03.03/25-AMP) und teilte mit, dass die darin enthaltenen 

Ausführungen auch im vorliegenden Verfahren zutreffend seien. So läge ins-

besondere die Voraussetzungen für die Systemrelevanzausweisung der Gas-

turbine D290 nicht vor. Die Anlage sei in den letzten Jahren nicht von der 

Antragsstellerin im Wege des Redispatch zur Wahrung des sicheren und zu-

verlässigen Elektrizitätsnetzbetriebs angefordert worden. Es sei nicht nach-

vollziehbar, welche Funktion die Gasturbine nunmehr in Bezug auf die Netz-

stabilität erfüllen solle. Die Antragstellerin habe keine nähere Begründung 

vorgelegt, worin die besondere Relevanz der Gasturbine für die Netzstabilität 

bestehe. Außerdem habe die Gasturbine während des Zeitraums von Januar 

2020 bis Juli 2025 lediglich in 0,03 % ihrer Betriebszeit eine höhere elektrische 

Leistung als 50 MW erzeugt. 
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Die Rechtsfolgen einer Systemrelevanzausweisung iSd. § 13b Abs. 2 EnWG, 

d.h. die Stilllegungsuntersagung der Gasturbine sowie die Verpflichtung, 

diese auf Anforderung der Antragsstellerin weiterzubetreiben, stellten einen 

erheblichen Eingriff in grundrechtlich geschützte Rechte der Beteiligten, 

insbesondere die Berufsfreiheit (Art. 12 GG) und die Eigentumsfreiheit 

(Art. 14 GG) dar. Eine Genehmigung der Systemrelevanzausweisung der Gas-

turbine bis zum 31.03.2028, wie von der Antragstellerin begehrt, sei verfas-

sungsrechtlich nicht mehr gerechtfertigt, da ein Verstoß gegen den Verhält-

nismäßigkeitsgrundsatz vorläge.  

  

 

 

  

 

 

 

   

Ihr Vortrag endet mit der Aufforderung an die Bundesnetzagentur, dem Ge-

nehmigungsantrag der Antragstellerin nicht stattzugeben, hilfsweise die Ge-

nehmigung der Systemrelevanzausweisung auf den 31.08.2027 zu befristen. 

 

 

 



- 5 - 

 

 

  

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte Bezug genommen. 

II. 

Dem Antrag auf Genehmigung der Systemrelevanzausweisung der Gastur-

bine D290 ist beginnend ab dem 01.09.2027 bis zum Ablauf des 31.03.2028 

stattzugeben, denn er ist zulässig und begründet. 

Die Gasturbine D290 ist systemrelevant im Sinne von § 13b Abs. 2 Satz 2 

EnWG, da ihre Stilllegung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer 

nicht unerheblichen Gefährdung oder Störung der Sicherheit oder Zuverläs-

sigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems führte und diese Gefährdung 

oder Störung nicht durch andere angemessene Maßnahmen beseitigt wer-

den kann.  

1.  

Die Voraussetzung einer nicht unerheblichen Gefährdung für die Sicherheit 

oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems infolge der Stillle-

gung der Gasturbine ist gegeben. Ohne die weitere Verfügbarkeit der Gastur-

bine steigt die Wahrscheinlichkeit, dass Ereignisse im Sinne des § 13 Abs. 4 

EnWG eintreten, d.h. örtliche Ausfälle des Übertragungsnetzes oder insbe-

sondere kurzfristig auftretende Netzengpässe.  

Netzengpässe treten insbesondere in Situationen auf, in denen die Einspei-

sungen aus Windenergieanlagen in das Übertragungsnetz zu Auslastungen 

führt, die die technischen Sicherheitsgrenzwerte für die Stromtragfähigkeit 

der Betriebsmittel verletzen. Käme es in einer solchen Situation infolge einer 

Überlastung eines Betriebsmittels zu dessen Abschaltung, könnten die Über-

tragungsnetzbetreiber ihrer gesetzlichen Verpflichtung nicht nachkommen, 

das Übertragungsnetz nach dem (n-1) - Standard zu betreiben.  

Um Netzengpässe zu vermeiden, müssen die Übertragungsnetzbetreiber in 

Starkwindsituationen vor allem Windenergieanlagen abregeln und Kraft-

werke für den positiven Redispatch anfordern. Zu den Anlagen, die zur Be-

reitstellung und ggf. zur Einspeisung im Rahmen des Redispatch erforderlich 

sind, zählt ausweislich der vorgelegten Berechnungen der Antragstellerin 
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auch die Gasturbine der Beteiligten.  

Nach der Rechtsprechung des OLG Düsseldorf ist eine Gefährdung für die 

Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems gege-

ben, wenn eine zur Stilllegung anstehende Erzeugungsanlage in der bedarfs-

dimensionierenden Stunde (sog. Grenzsituation) der maßgeblichen System-

analyse der Übertragungsnetzbetreiber zum positiven Redispatch herange-

zogen wird (OLG Düsseldorf, Beschl. v. 19.12.2018, Az.: 3 Kart 117/17 (V) 

Rn. 71 f.).  

Vorliegend kann die Antragstellerin die Systemrelevanzausweisung der Gas-

turbine D290 auf das Ergebnis von zwei Sensitivitätsuntersuchungen zur 

Systemanalyse der Übertragungsnetzbetreiber aus dem Jahr 2025 bezogen 

auf den Betrachtungszeitraum vom 01.04.2027 bis zum 31.03.2028 stützen. 

Die Bundesnetzagentur hat die Systemanalyse, die der in diesem Verfahren 

vorgelegten Sensitivitätsrechnungen zugrunde liegt, geprüft und deren Er-

gebnisse bereits im Rahmen der Feststellung des Netzreservebedarfs bestä-

tigt1 .  

Das Vorgehen der Antragsstellerin zur Identifizierung der Systemrelevanz 

im Rahmen der Sensitivitätsanalysen ist nachvollziehbar und ausreichend, 

um zu begründen, dass eine Systemrelevanz der Gasturbine gegeben ist. 

Um festzustellen, ob zur Durchführung der Redispatchmaßnahmen in der 

bedarfsdimensionierenden Stunde die Anlage D290 erforderlich ist, hat die 

Antragstellerin in ihrer Berechnung unterstellt, dass die Gasturbine D290 als 

Netzreserveanlage für den Redispatcheinsatz zur Verfügung steht. Die An-

tragsstellerin hat in ihrer Rechnung dargelegt, dass trotz Ausschöpfung der 

Leistung der verfügbaren Markt- und Netzreservekraftwerke in der bedarfs-

dimensionierenden Stunde die gesamte Redispatchleistung noch nicht aus-

reicht, um den (n-1) sicheren Netzbetrieb zu gewährleisten. Dies gelingt in 

der bedarfsdimensionierenden Stunde erst in dem Fall, in dem zusätzlich die 

Gasturbine D290 zum Redispatch einspeist (sowie Kraftwerke im 

 

1 Die Unterlagen sind abrufbar unter: https://www.bundesnetzagen-
tur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Versorgungssicherheit/Netzre-
serve/start.html   
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benachbarten Ausland).2  

 

Abbildung 1: Auszug aus der Ergebnisdatei des Berechnungsprogramms Integral. Aus den Anga-
ben der Zeile 66 ist der Redispatcheinsatz der antragsgegenständlichen Gasturbine D 290 in der 
bedarfsdimensionierenden Stunde, dem Netznutzungsfall 271, der betrachteten Sensitivitätsrech-
nung ersichtlich. Die Angabe in Spalte „P nach Opt. [MW]“ zeigt, dass die Gasturbine mit einer 
Leistung von ungefähr 40 MW zum Redispatch eingesetzt wird. 

In einer weiteren Sensitivitätsbetrachtung hat die Antragstellerin gezeigt, 

dass in der bedarfsdimensionierenden Grenzsituation das Übertragungsnetz 

(n-1) - sicher betrieben werden kann, wenn die Leistung der Gasturbine D290 

nicht verfügbar ist. In dem Fall bedarf es jedoch, über die ohnehin schon er-

forderliche Kraftwerksleistung aus ausländischen Anlagen hinausgehend, 

zusätzlicher Leistung zum Redispatch aus dem Ausland.  

Die Inanspruchnahme von Kraftwerken im Ausland kommt jedoch nicht in 

Betracht, wenn sich die ÜNB die noch fehlende Redispatchleistung mittels 

der Stilllegungsuntersagung gemäß § 13b EnWG beschaffen können. Der 

Grund für die vorrangige Sicherung von Redispatchpotential aus Erzeu-

gungsanlagen im Inland gegenüber solchen aus dem Ausland besteht darin, 

dass die Abhängigkeit zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit mög-

lichst gering ausfallen soll. Der gesicherte rechtliche Zugriff der ÜNB auf Er-

zeugungsanlagen im Inland stellt einen Vorteil für die Versorgungssicherheit 

dar gegenüber der Inanspruchnahme von Kraftwerken im Ausland, gegen 

deren Einsatz nationale Regulierungsbehörden oder andere staatliche Stel-

len intervenieren könnten. 

Das Argument der Beteiligten, die Anlage sei in der Vergangenheit von der 

Antragsstellerin nicht im Wege des Redispatch angefordert worden und es 

 

2 Systemrelevanzprüfung des KW Basell Wesseling D290 auf Basis der Systemanaly-
sen 2025 (t+3), Ergänzende Hinweise zum Antrag vom 04.12.2025 bzgl. der Geneh-
migung der Systemrelevanzausweisung gem. § 13b Abs. 5 EnWG für die Gasturbine 
D290 der Basell Polyolefine GmbH vom 26.01.2026 



- 8 - 

 

sei nicht ersichtlich, welcher Umstand dazu führe, dass die Antragstellerin 

nunmehr von der Systemrelevanz ausgehe, greift nicht durch. Die System-

analyse 2025, die den beiden Sensitivitätsbetrachtungen zugrunde liegt, be-

ruht auf Prognosen zum Netzausbauzustand, zur Erzeugungslandschaft und 

zur Lastsituation für den Zeitraum 04/2027 bis 03/2028, die nicht den Bedin-

gungen der Vergangenheit entsprechen. Die o.g. Bedingungen haben sich so-

weit verändert, dass der Gasturbine D290 nunmehr eine Relevanz zur Auf-

rechterhaltung des (n-1) - sicheren Netzbetriebs zukommt.  

2.  

Zutreffend geht die Antragstellerin davon aus, dass der Wegfall der Erzeu-

gungsleistung der Gasturbine D290 infolge der geplanten endgültigen Still-

legung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer nicht unerheblichen 

Gefährdung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversor-

gungssystems führen würde. § 13b Abs. 2 Satz 2 EnWG verlangt nicht, dass 

ein als „sicher“ feststehender Kausalzusammenhang zwischen der stillle-

gungsbedingten Nichtverfügbarkeit der betreffenden Erzeugungseinheit 

und der Beeinträchtigung des sicheren und zuverlässigen Betriebs des Über-

tragungsnetzes vorliegen muss. Es reicht vielmehr aus, dass die Nichtverfüg-

barkeit mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer Beeinträchtigung des 

sicheren und zuverlässigen Netzbetriebs führt. Anlässlich der Systemrele-

vanzprüfung ist die Antragstellerin daher gehalten, einen entsprechend vor-

sichtigen Maßstab anzulegen. An die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-

tritts sind umso geringere Anforderungen zu stellen, je größer der zu erwar-

tende Schaden und je ranghöher das vom Gesetz geschützte Schutzgut sind. 

Diesem Maßstab ist die Antragstellerin vor dem Hintergrund der drohenden 

Personenschäden und dem volkswirtschaftlichen Schaden infolge eines un-

kontrollierten flächendeckenden Stromausfalls gerecht geworden.  

3.  

Die Systemrelevanzausweisung der Anlage durch die Antragstellerin bis zum 

31.03.2028 bzw. die hieraus gemäß § 13b Abs. 5. Satz 1 EnWG folgende Still-

legungsuntersagung bis (mindestens) zum 31.03.2028, sowie die bis zu die-

sem Zeitpunkt bestehende Verpflichtung gemäß § 13b Abs. 5 Satz 11 iVm. 

Abs. 4 EnWG zur Betriebsbereitschaftshaltung und zum Einsatz der Anlage 

für die Antragstellerin, stellt entgegen der Ansicht der Beteiligten keinen un-

verhältnismäßigen Eingriff in die Grundrechte der Beteiligten aus Art. 12 
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Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz dar.  

Der Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit und die Eigentumsgarantie ist 

verfassungsrechtlich gerechtfertigt, da der Grundrechtseingriff im öffentli-

chen Interesse erfolgt und keine Umstände vorliegen, die nahelegen, dass der 

Eingriff außer Verhältnis zum Zweck der Maßnahme, der Wahrung der Ver-

sorgungssicherheit mit Elektrizität, steht. 

 

 

 

 

 

  

Diese Bedenken sind unbegründet, ebenso der hiermit befürchtete Vertrau-

ensverlust in das staatliche Handeln und die Zweifel an der Zukunftsfähig-

keit des Produktionsstandorts.  
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4.  

Die geplante endgültige Stilllegung der Anlage kann auch nach Ablauf des in 

der Stilllegungsanzeige genannten Zeitpunkts nach § 13b Abs. 1 Satz 1 EnWG 

untersagt werden, da ihre Nennleistung von 51,9 MW den in § 13b Abs. 5 

Satz 1 EnWG enthaltenen Schwellenwert von 50 MW Nennleistung über-

steigt. Unerheblich ist, dass die Gasturbine während ihrer Betriebszeit in den 

vergangenen fünf Jahren insgesamt zu einem Anteil von nur 0,03 Prozent 

mit einer Leistung von 50 MW oder mehr eingespeist hat. Die Gasturbine 

lässt sich zudem mit der ausgezeichneten Netto-Nennleistung betreiben, 

ohne dass hierzu die Abgabe von Dampf an einen Industrieprozess technisch 

erforderlich ist. 

5.  

Ein Ermessen kommt der Bundesnetzagentur hinsichtlich der Genehmi-

gungsentscheidung nicht zu, da gemäß § 13b Abs. 5 Satz 4 EnWG die Bundes-

netzagentur den Antrag auf Genehmigung der Systemrelevanzausweisung 

zu genehmigen hat, wenn die betreffende Anlage systemrelevant ist.  

6.  

Der Genehmigungsbescheid wird gemäß § 13b Abs. 5 Satz 5 EnWG mit der in 

Tenorziffer 2 genannten Auflage verbunden, wonach die Antragstellerin ei-

nen möglichen Folgeantrag nach § 13b Abs. 5 Satz 2 EnWG auf Genehmi-

gung der Systemrelevanzausweisung der Gasturbine D290 spätestens bis 

zum 28.02.2027 bei der Bundesnetzagentur zu stellen hat, sofern dieser über 

den 31.03.2028 hinaus systemrelevant ist. Durch diese Information sollen die 

Interessen des Kraftwerksbetreibers und der Belegschaft, insbesondere im 

Hinblick auf die Planungssicherheit über die Fortführung des Betriebs, ge-

wahrt werden.  

7.  

Die Beteiligte erhält eine Abschrift des Bescheids.  
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung 

Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei dem 

Beschwerdegericht, dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: 

Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf), einzureichen. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung 

beträgt einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und 

kann auf Antrag von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts 

verlängert werden. Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegründung 

müssen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein.  

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

 

Im Auftrag 

(Referat 626 - Versorgungssicherheit Strom) 


